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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Termins für die Vorlage 
des Entwurfs des Rentenanpassungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Durch das bisherige Verfahren bei der Vorlage des Entwurfs 
des Rentenanpassungsgesetzes konnte nicht sichergestellt wer- 
den, daß die angepaßten Renten gleichzeitig mit dem Anpas- 
sungstermin ausgezahlt wurden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, den Entwurf eines Ren- 
tenanpassungsgesetzes nunmehr jeweils bis zum 31. März den 
gesetzgebenden Körperschaften zuzuleiten. Dadurch wird eine 
so rechtzeitige Verabschiedung des Gesetzes ermöglicht, daß 
die angepaßten Renten gleichzeitig mit dem Anpassungstermin 
ausgezahlt werden können. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Termins für die Vorlage des 
Entwurfs des Rentenanpassungsgesetzes 

— Drucksache Vl/792 — 


A. Bericht des Abgeordneten Härzschel 


Allgemeiner Teil 

Mit der Drucksache VI/792 hat die Bundesregie- 
rung einem anläßlich der Verabschiedung des 
3. Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes ausge- 
sprochenen Ersuchen des Deutschen Bundestages 
Rechnung getragen und den Entwurf eines Gesetzes 
vorgelegt,, durch den der Termin für die Vorlage 
des Entwurfs des Rentenanpassungsgesetzes und 
für die Erstattung des Gutachtens des Sozialbeirats 
so geändert wird, daß die durch die Anpassung er- 
höhten Renten mit dem Anpassungstermin (jeweils 
am 1. Januar des folgenden Jahres) ausgezahlt wer- 
den können. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 52. Sitzung am 26. Mai 1970 in erster 
Lesung behandelt und dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung überwiesen. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hat ihn in seiner Sitzung 
am 26. Mai 1970 beraten, wobei er dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates zu der Fassung der Ein- 
gangsworte aus den in der Gegenäußerung der Bun- 
desregierung dargelegten Gründen nicht gefolgt ist. 

Durch das Gesetz entstehen keine finanziellen 
Aufwendungen. 


Besonderer Teil 

Zu §§ 1 und 2 

Die vom Ausschuß einstimmig in der Fassung 
der Regierungsvorlage angenommenen Vorschriften 


sehen vor, daß die Bundesregierung den Entwurf 
eines Rentenanpassungsgesetzes alljährlich bis zum 
31. März zusammen mit dem Gutachten des Sozial- 
beirats und einem Rentenanpassungsbericht, in dem 
insbesondere über die voraussichtliche Finanzlage 
der gesetzlichen Rentenversicherungen für die künf- 
tigen 15 Kalenderjahre zu berichten ist, den gesetz- 
gebenden Körperschaften vorzulegen hat. Durch die 
Vorlage bis zum 31. März eines jeden Jahres soll 
erreicht werden, daß der jeweilige Entwurf des Ren- 
tenanpassungsgesetzes noch vor der Sommerpause 
von den gesetzgebenden Körperschaften verabschie- 
det werden kann. Eine so frühzeitige Verabschie- 
dung hielt der Ausschuß für notwendig, weil schon 
Mitte des Jahres mit den erforderlichen technischen 
Vorbereitungen begonnen werden muß, damit die 
angepaßten Renten gleichzeitig mit dem Anpas- 
sungstermin ausgezahlt werden können. 

Der zusammen mit dem Entwurf des Rentenanpas- 
sungsgesetzes von der Bundesregierung vorzu- 
legende Rentenanpassungsbericht soll vor allem die 
Verbindung zu den durch das 3. Rentenversiche- 
rungs-Änderungsgesetz neugefaßten Vorschriften 
des § 1383 RVO, des § 110 AVG und des § 129 RKG 
hersteilen. Nach diesen Vorschriften hat die Bun- 
desregierung alljährlich Vorausberechnungen über 
die voraussichtliche finanzielle Entwicklung der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen vorzulegen, denen 
im Zusammenhang mit dem Vorschlag der Bundes- 
regierung für die jeweilige Rentenanpassung be- 
sondere Bedeutung zukommt und die die Renten- 
anpassungen in umfassender Weise unter abge- 
stimmten wirtschaftlichen und finanziellen Gesichts- 
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punkten berücksichtigen. Die Verknüpfung der | Zu § 3 
Rentenanpassungen mit diesen Vorausberechnun- , 

gen wird aber auch dadurch deutlich, daß der Sozial- ^ Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

betrat künftig sein Anpassungsgutachten, das von | 

der Bundesregierung wie bisher vorzulegen ist, j 

zusammen mit dem von ihm gemäß den oben ange- | Zu § 4 

führten Vorschriften abzugebenden Gutachten zu | 

den Vorausberechnungen als einheitliches Gut- i Nach dieser Vorschrift soll das Gesetz am Tage 
achten erstatten wird. j nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

Bonn, den 26. Mai 1970 

Härzschel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/792 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 26. Mai 1970 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Härzschel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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